
im September 2017 steht die nächste 
Bundestagswahl an. Ich möchte unse-
ren Wahlkreis Steinburg — Dithmar-
schen Süd — Bad Bramstedt auch in 
der kommenden Legislaturperiode im 
Bundestag vertreten. Dafür stelle ich 
mich bei der Wahlkreismitgliederver-
sammlung am 29. Juni Ihrem Votum 
und würde mich freuen, wenn viele 
von Ihnen dabei wären. Eine offizielle 
Einladung sollte Ihnen in diesen Ta-
gen zugehen. 

Es gibt gute Nachrichten für die 
Westküste in Bezug auf den weiteren 
Ausbau der Infrastruktur. Im Entwurf 
des Bundesverkehrswegeplans bis 
2030 sind zwei für uns wichtige Pro-
jekte in die höchste Kategorie 
„vordringlicher Bedarf mit Engpass-
beseitigung“ eingestuft worden: die 
NOK-Vertiefung und der sechsspuri-
ge A23-Ausbau zwischen Tornesch 
und Eidelstedt. Das ist ebenso erfreu-
lich wie die Tatsache, dass die westli-
che A20-Elbquerung höher eingestuft 
wurde als die östliche A21-Elb-
querung und damit in den nächsten 
15 Jahren von dieser nicht „überholt“ 
werden kann. Im Bereich der Schiene 
profitiert unser Wahlkreis von der 
Verlagerung des Kopfbahnhofs Al-
tona zum Durchgangsbahnhof Diebs-
teich und damit einer besseren An-
bindung an den Schienenfernverkehr. 
Ich will nicht verhehlen, dass bahnsei-
tig für die Westküste noch Luft nach 
oben wäre. Dies gilt vor allem für eine 
leistungsfähige Bahnanbindung des 
Industriegebiets Brunsbüttel, um da-
mit u.a. die Realisierung des LNG-

Importterminals und den Abtransport 
von LNG per Kesselwagen zu erleich-
tern. Der dreispurige Ausbau der B5 
zwischen Wilster-West und Brunsbüt-
tel-Süd wird außerhalb des Bundes-
verkehrswegeplans entschieden und 
gehört daher dort nicht aufgenom-
men. 

Auch für die Kommunen gibt es posi-
tive Neuigkeiten: Um eine Migration 
von EU-Ausländern in unsere Sozial-
systeme und eine Überlastung der 
Kommunen zu verhindern, werden 
wir restriktive Regeln für die Inan-
spruchnahme von Hartz-IV-Lei-
stungen einführen. Dies betrifft EU-
Bürger, die nicht in Deutschland ar-
beiten und nicht in die deutsche Sozi-
alversicherung eingezahlt haben. Sie 
werden künftig erst nach fünf Jahren 
Aufenthalt in Deutschland Anspruch 
auf Sozialhilfe und Hartz IV erhalten. 
Gleichzeitig soll eine „Nothilfe" ein-
geführt werden, die von EU-Bürgern 
ohne Anspruch auf Sozialleistungen 
einmalig beantragt werden kann. Die-
se soll für maximal vier Wochen den 
unmittelbaren Bedarf für Essen, Un-
terkunft, Körperpflege und medizini-
sche Versorgung abdecken. Danach 
sollen die Betroffenen ein Darlehen 
für die Rückreise in ihr Heimatland 
erhalten können. Hintergrund ist, 
dass EU-Bürger Sozialhilfe auch di-
rekt in ihrer Heimat beantragen kön-
nen. 

Im Bereich Arbeit und Soziales stehen 
weitere wichtige Vorhaben vor der 
Umsetzung, auf die wir als Union lan-

ge hingearbeitet haben. Sowohl das 
Integrationsgesetz (siehe Seite 2) als 
auch die sogenannte Flexi-Rente sol-
len noch vor der Sommerpause verab-
schiedet werden. Ziel der Flexi-Rente 
ist es, Frühverrentung zu vermeiden 
und stärkere Anreize zum längeren 
Verbleib im Erwerbsleben zu setzen. 
Damit erleichtern wir den flexiblen 
Übergang in den Ruhestand – wer 
freiwillig länger arbeitet, hat mehr in 
der Tasche. 

Mit diesem kleinen Überblick sende 
ich Ihnen herzliche Grüße aus Berlin 

Mark Helfrich, MdB 
frischer Wind in Berlin Juni 2016 
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Zum ersten Mal in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland wird es 

ein Bundesgesetz zur Integration ge-

ben. Angesichts der bevorstehenden 

Herkulesaufgabe der Integration hun-
derttausender Flüchtlinge in die deut-

sche Gesellschaft und in den Arbeits-

markt drücken wir aufs Tempo und 

planen, das Gesetz noch vor der Som-
merpause im Bundestag zu verab-

schieden. Für die Union erfordert In-

tegration einerseits staatliche Ange-

bote und Anreize, aber auf der ande-
ren Seite genauso Eigeninitiative und 

Bereitschaft der Flüchtlinge. 

Entscheidend für eine erfolgreiche In-

tegration sind das Erlernen der deut-

schen Sprache und die Qualifizierung. 
Der Gesetzentwurf sieht deshalb Er-

leichterungen bei Ausbildung und Ar-

beit für Menschen mit guter Bleibe-

perspektive vor. Während einer Aus-
bildung sollen die Betroffenen gedul-

det werden. Nach erfolgreicher Aus-

bildung soll es eine weitere Duldung 

für bis zu sechs Monate zur Arbeits-
platzsuche geben. Wenn ein Betrieb 

den Ausgebildeten beschäftigt, soll 

dieser ein zweijähriges Aufenthalts-
recht bekommen. Damit schaffen wir 

für Flüchtlinge, aber auch für Unter-

nehmen Rechtssicherheit. Wird die 

Ausbildung jedoch abgebrochen, geht 

der Aufenthaltstitel verloren.  

Um Asylbewerbern und Geduldeten 

den Zugang zum Arbeitsmarkt zu er-

leichtern, soll die Vorrangprüfung für 

drei Jahre abgeschafft werden. Bisher 
darf eine Arbeitsstelle durch die Bun-

desagentur für Arbeit nur besetzt 

werden, wenn Deutsche oder andere 

Europäer keinen Vorrang haben. Auch 
dürfen Asylbewerber künftig als Leih-

arbeiter beschäftigt werden. Außer-

dem sollen für Leistungsberechtigte 

nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz 100.000 zusätzliche Ein-Euro-Jobs 

geschaffen werden. So üben die 

Flüchtlinge eine sinnvolle Betätigung 

während des Asylverfahrens aus und 
werden gleichzeitig an den Arbeits-

markt herangeführt. Von dem Arbeits-
marktprogramm ausgenommen sind 

Asylbewerber aus sicheren Herkunfts-

staaten sowie vollziehbar ausreis-

pflichtige Personen.  

Da der Kerngedanke des Integrations-
gesetzes nicht nur das Fördern, son-

dern auch das Fordern ist, sollen des 

Weiteren Integrationspflichten fest-

geschrieben werden. Werden diese 
nicht eingehalten, kommt es zu Kür-

zungen bei den Sozialleistungen. 

ěINTEGRATION IST VERBINDLICH, 

AN KLAREN KRITERIEN FESTGE-

MACHT UND ENTSCHEIDET ÜBER DIE 

PERSPEKTIVEN IN DEUTSCHLAND.ę 
 

Zu den Pflichten gehört unter ande-
rem die Teilnahme an Integrationskur-

sen. Künftig müssen diese auch dann 

besucht werden, wenn eine Verständi-

gung bereits mit einfachen Deutsch-
kenntnissen möglich ist. Diese reichen 

aber in der Regel nicht aus, um eine 

reguläre Beschäftigung zu finden und 

auf dieser Grundlage dauerhaft in 

Deutschland zu leben.  

Weiterhin sollen Leistungskürzungen 

im Asylbewerbergesetz ermöglicht 
werden, wenn Flüchtlinge ihrer dort 

festgelegten Melde-, Auskunfts- und 

Mitwirkungspflicht gegenüber dem 

Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) schuldhaft nicht nach-

kommen. Geplant ist auch, dass aner-

kannten Flüchtlingen für die Dauer 

von drei Jahren ein Wohnsitz zugewie-
sen werden kann. So sollen sowohl die 

Verteilung innerhalb Deutschlands 

besser gesteuert als auch soziale 

Brennpunkte und Ghettobildung ver-
mieden werden. Eine Verletzung der 

Wohnsitzzuweisung wird sanktioniert 

und führt für die Betroffenen zu spür-

baren finanziellen Konsequenzen. 
Künftig wird es eine unbefristete Nie-

derlassungserlaubnis nach fünf Jahren 

für anerkannte Flüchtlinge nur bei er-
brachten Integrationsleistungen wie 

hinreichenden Sprachkenntnissen so-

wie einer überwiegenden Lebensun-

terhaltssicherung durch Arbeit oder 
Ausbildung geben. Weiterhin soll eine 

Aufenthaltserlaubnis widerrufen wer-

den können, wenn das für die Erlaub-

nis zugrunde liegende Arbeitsverhält-
nis aus Gründen, die der Ausländer zu 

verantworten hat, aufgelöst wird oder 

er wegen einer schwereren Straftat 

verurteilt wurde. 

Allerdings gibt es derzeit insbesonde-
re zu den eingeforderten Integra-

tionsleistungen und der Wohnsitzzu-

weisung als zentralen Punkten des 

Gesetzentwurfs zwischen Union und 
SPD noch unterschiedliche Meinun-

gen. Die SPD fordert niedrigere Hür-

den für anerkannte Flüchtlinge und 

weniger „Repressalien“. Für mich als 
zuständigen Berichterstatter der 

CDU/CSU-Fraktion gibt es im weite-

ren parlamentarischen Verfahren des-

halb noch einiges zu tun. Davon unab-
hängig kann man schon jetzt sagen, 

dass wir mit dem geplanten Gesetz 

nicht nur die Integration der bei uns 
lebenden Menschen fördern, sondern 

wir fordern sie auch ein. Und das ist 

gut und richtig so.  

aus der Hauptstadt 

INTEGRATIONSGESETZ KOMMT 



BRANCHE IN  DER KRISEĕUNTERSTÜTZUNG FÜR UNSERE M ILCHBAUERN 

Die Milchpreise in Europa sind im Kel-
ler, die Milchbranche ächzt unter ei-

nem Überangebot. Der Preis, den Bau-

ern für einen Liter Frischmilch von den 

Meiereien erhalten, ist erstmals unter 
die 20-Cent-Marke gefallen. Da dies 

für viele Bauern eine existenzielle Kri-

se darstellt, arbeiten wir als CDU/  

CSU-Fraktion gemeinsam mit Bundes-
landwirtschaftsminister Christian 

Schmidt (CSU) an einem Maßnahmen-

paket, um insbesondere den bäuerli-

chen Familienbetrieben zu helfen. 

Zu dem Paket gehört eine Gesetzesän-
derung, die ein besseres Gleichge-

wicht zwischen Angebot und Nachfra-

ge auf dem Milchmarkt schaffen und 

den Milchpreis damit stabilisieren soll. 
Durch diese Änderung soll es möglich 

sein, dass anerkannte Erzeugerorgani-

sationen sowie Genossenschaften und 

andere nicht-anerkannte Formen von 

Erzeugervereinigungen im Milchsektor 
die Rohmilchproduktion auf freiwilli-

ger Basis für einen Zeitraum von sechs 

Monaten regulieren. Damit wird ein 

europäischer Beschluss in deutsches 
Recht umgesetzt, der diese ansonsten 

unzulässigen Marktabsprachen er-

laubt. Der Gesetzentwurf soll noch vor 

der Sommerpause in Kraft treten.  

Am 30. Mai wurden außerdem Details 
für weitere Hilfen auf einem 

„Milchgipfel“ besprochen, an dem auf 

Einladung von Bundeslandwirtschafts-

minister Schmidt Politiker, Meiereien, 
Bauernvertreter und Einzelhändler 

teilgenommen haben. Um die Milch-

bauern kurzfristig zu unterstützen, 

kündigte der Minister ein Hilfspaket 
von mindestens 100 Millionen Euro an. 

Diese Summe wird für Existenzsicher-

ungshilfen, Steuerentlastung aus Ge-

winnglättung, Freibetragsregelungen 

zur Schuldentilgung, Bürgschaftspro-
gramme und eine Fortschreibung der 

Entlastung der Landwirtschaftlichen 

Unfallversicherung eingesetzt. Außer-

dem haben sich die Marktbeteiligten 
auf dem Milchgipfel dazu verpflichtet, 

einen „Branchendialog Milch“ aufzu-

setzen, um gemeinsam festzulegen, 

wie die Milchmenge kurzfristig redu-
ziert und der Markt langfristig neu 

strukturiert werden kann.  

Neben den von der Bundesregierung 

angestrebten nationalen Hilfsmaßnah-

men ist aber auch Europa in der 

Pflicht. Bundeslandwirtschaftsminister 

Schmidt verhandelt mit Brüssel bereits 

über ein weiteres Liquiditätshilfepro-

gramm der EU. Auch eine wirksame 

Begrenzung der Milchmenge erfordert 

gemeinsames europäisches Handeln. 

BREITBANDAUSBAUĕSCHNELLES INTERNET FÜR ALLE  

Das Bundesministerium für Verkehr und Digitale Infrastruk-

tur (BMVI) fördert in ganz Deutschland den Ausbau von 
schnellem Internet. Investiert werden insgesamt 2,7 Milliar-

den Euro. Mit diesen Fördermitteln sollen unterversorgte 

Gebiete einen Netzzugang von mindestens 50 Mbit pro Se-

kunde erhalten. Ziel ist, dass es bis 2018 auf der Landkarte 

keine „weißen Flecken“ mehr gibt. 

Alle Kommunen und Landkreise können das Bundespro-

gramm nutzen. Der Fördersatz beträgt im Regelfall 50 Pro-

zent der zuwendungsfähigen Kosten. Der Höchstbetrag pro 

Projekt liegt bei 15 Millionen Euro. Der Bund greift den Ge-
meinden und Landkreisen zudem bei der Planung und der 

Erstellung der Antragsunterlagen unter die Arme: Beratungs-

leistungen werden mit bis zu 50.000 Euro gefördert. Davon 

profitierte kürzlich auch der Breitband-Zweckverband Dith-
marschen. Seit Beginn des Bundesprogramms im November 

2015 konnten bereits über 300 Förderanträge aus ganz 

Deutschland positiv beschieden werden.  

So auch der Antrag des Steinburger Breitband-

Zweckverbands, der in voller Höhe bewilligt wurde: Der Bund 
fördert den Ausbau des Breitband-Glasfasernetzes im Kreis 

Steinburg mit gut 3,8 Millionen Euro. Dieser Summe stehen 

knapp 3 Millionen Euro an Eigenmitteln des Zweckverbandes 
gegenüber. Hinzu kommen noch einmal 3,6 Millionen Euro 

an kreditfinanzierten Drittmitteln.  

Im Ergebnis ermöglicht der Bundeszuschuss eine Gesamtin-

vestition von rund 10,4 Millionen Euro, die in den Netzaus-
bau in den Amtsbereichen Horst-Herzhorn, Wilstermarsch 

und Krempermarsch fließen. Ziel ist dabei insbesondere die 

Erschließung von Einzellagen in der Marsch.  

Regionen ohne leistungsfähige Internetanbindung werden 

als Wohn- und Gewerbestandort schon heute kaum noch 
nachgefragt. Der Steinburger Zweckverband hat dies erkannt 

– von daher ist es sehr zu begrüßen, dass sein großer Einsatz 

mit einer Förderzusage des Bundes belohnt wurde.  

Übergabe des Förderbescheids am 28.04.2016, v.l.n.r.: Bundesverkehrsminister Alexander 
Dobrindt, Mark Helfrich, MdB, Kreisdezernent Dr. Friedrich Stork, Rechtsanwalt Gerrit Woitag 

und Ernst-Wilhelm Mohrdiek, Vorsteher des Steinburger Breitband-Zweckverbands. 
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aus dem Wahlkreis 

LNG ALS ENTWICKLUNGSCHANCE FÜR 

BRUNSBÜTTEL 

Der Elbehafen Brunsbüttel macht sich für die Errichtung ei-
nes LNG-Terminals auf seinem Gelände stark. Ich unterstüt-
ze dieses für die gesamte Westküste wichtige Vorhaben 
nach Kräften, weil der Standort geradezu ideal ist. Er besitzt 
klare Vorteile gegenüber seinem Hauptwettbewerber Wil-
helmshaven. LNG ist verflüssigtes Erdgas, das deutlich 
schadstoffärmer als herkömmliche fossile Energieträger ist 
und deshalb als Kraftstoffalternative in der Schifffahrt gilt. 
Außerdem würde es die Abhängigkeit von russischem Erd-
gas verringern. Und es gibt auch konkrete Fortschritte: Ende 
April fand in Brunsbüttel die europaweit erste Testbeladung 
eines speziellen LNG-Kesselwaggons der Firma VTG statt.  

ZU GAST BEIM THW ITZEHOE 
Seit Herbst letzten Jahres bin ich stellvertretender Vorsitzender 
der THW-Landeshelfervereinigung Schleswig-Holstein. In dieser 
Funktion ist es natürlich wichtig, die konkrete Arbeit und das 
Engagement einzelner Ortsverbände noch besser kennenzuler-
nen. Umso mehr habe ich mich gefreut, dass der THW-
Ortsverband Itzehoe sich bei meinem Besuch im April viel Zeit 
genommen und mir seine Aktivitäten ausführlich erläutert hat. 
Besondere Expertise besitzt das THW Itzehoe im Bereich Trink-
wasserversorgung. Außerdem ist das THW Itzehoe der einzige 
Ortsverband mit Sitz im Kreis Steinburg, was ungewöhnlich ist, 
da sonst immer mehrere Ortsverbände einen Kreis abdecken. 
Damit sind die Ehrenamtlichen des THW Itzehoe für ein ver-
gleichsweise großes Gebiet verantwortlich. Was hier – auch von 
der Jugend – geleistet wird, hat mich sehr beeindruckt. 

Wie bereits im letzten Jahr angekündigt, möchte ich auch 
2016 wieder eine Sommertour über einige Wochen- und 
Jahrmärkte in unserem Wahlkreis machen. Ich freue mich 
darauf, mit Euch und Ihnen ins Gespräch zu kommen! 

Folgende Märkte werde ich im August besuchen:  

Brunsbüttel: Freitag, 12. August  

Glückstadt: Freitag, 19. August  

Bad Bramstedt: Samstag, 20.August  

Itzehoe: Donnerstag, 25. August  

SOMMERTOUR 2016 


